
Am 25. September 2022 stimmen wir über die Bau-
kredite für die Gesamtsanierungen zweier Schulhäu-
ser ab. Es geht um 50 Millionen Franken für die 
Volksschule Schwabgut in Bümpliz und um 22.7 Mil-
lionen Franken für die Volksschule Enge im Vierer-
feld.   
 
Das Schulhaus Enge wird heute unter anderem an 
eine christliche Privatschule vermietet.  Mit der Ge-
samtsanierung ist deshalb eine Umnutzung verbun-
den. Es entsteht öffentlicher Schulraum für zehn, 
später für elf Klassen. Im Zuge der Überbauung des 
Viererfelds wird somit aus dem Schulhaus Enge und 
einer neuen Schule eine zusammenhängende Schul-
anlage entstehen für die Kinder, die im Viererfeld 
wohnen werden.  

Die Gesamtsanierung ist nötig, weil das über hun-
dertjährige Gebäude in die Jahre gekommen ist. Teil-
weise entsprechen die Bauten nicht mehr heutigen 
Normen, beispielsweise bezüglich Hindernisfreiheit. 
Die Energieeffizienz wird stark verbessert: Die Dä-

cher werden gedämmt und Isolationsgläser in die 
Fenster eingesetzt. Eine Photovoltaikanlage auf den 
Dächern wird 40% des für das Schulhaus benötigten 
Stroms liefern. 2027 wird das Schulhaus für die Wär-
meerzeugung an das Fernwärmenetz der Energie 
Wasser Bern (ewb) angeschlossen.  

Auch in der Volksschule Schwabgut entsteht 
neuer Schulraum – statt heute 19 werden nach der 
Gesamtsanierung 24 Klassen Platz finden. Auch hier 
ist die Gesamtsanierung nötig, weil die Gebäude zum 
Teil in schlechtem Zustand sind. Auf den Flachdä-
chern wird eine Photovoltaikanlage gebaut, die mehr 
Strom produziert als verbraucht wird. Fernwärme der 
ewb deckt den Wärmebedarf ab. Ein grosser Asphalt-
platz wird entsiegelt und mit der Zeit sollen aus den 
Rasenflächen Grünflächen mit grösserer Biodiversi-
tät entstehen.  
 
Franziska Geiser, GB-Stadträtin 
 
 

Gleichstellung bedeutet gleich lange arbeiten. Doch 
ist das fair? Was auf den ersten Blick plausibel klingt, 
lässt gesellschaftliche Strukturen und soziale Normen 
ausser Acht. Solange wir diese nicht ändern, ist eine 
Erhöhung des Frauenrentenalters, über die wir am 25. 
September im Rahmen der AHV 21-Reform abstimmen, 
ein gleichstellungspolitisches No-Go. 

 
In der Schweiz erhalten Frauen im Durchschnitt einen 
Drittel weniger Altersrente als Männer und sind deut-
lich öfter von Altersarmut betroffen. Nun soll aber aus-
gerechnet das Frauenrentenalter erhöht werden, um 
die AHV finanziell zu entlasten. Begründet wird dies 
damit, dass es heutzutage nicht mehr gerechtfertigt 

sei, dass Frauen ein Jahr früher in Rente gehen können. 
Das bedeutet faktisch eine Rentenkürzung für dieje-
nigen, die sowieso schon weniger erhalten. 
       Die Rentenlücke entsteht hauptsächlich, weil 
Frauen den Grossteil der unbezahlten Care-Arbeit er-
ledigen. Gerade in der Schweiz ist die Lohneinbusse 
nach der Geburt des ersten Kindes mit 68 % besonders 
hoch. Dieser Pay Gap schlägt sich auch in tieferen Frau-
enrenten nieder. Und nicht nur Mütter sind betroffen, 
sondern auch bei Grossmüttern steigt die Wahrschein-
lichkeit, den Arbeitsmarkt vorzeitig zu verlassen, 
wenn ein Enkelkind kommt. Das ist nicht überra-
schend, sind doch sage und schreibe 57 % der Männer 
und immerhin 39 % der Frauen der Meinung, dass sich 
Frauen besser um kleine Kinder kümmern können als 
Männer. 
        Solange sich an diesen Normen nichts ändert, ist 
es eine Farce von Gleichstellung zu sprechen und 
gleichzeitig die bereits benachteiligte Bevölkerungs-
gruppe noch schlechter zu stellen. Deshalb NEIN zur 
AHV 21. 
 
Barbara Zimmermann, AG Frauenpolitik

AHV: Gender-Backlash statt 
Gleichstellung 

Ökologisch nachhaltige Schul-
häuser für mehr Kinder  

STAND

Verstopfte Ortsdurchfahrten und Autobahnen oder 
Probleme bei der Verkehrssicherheit haben heute alle 
einen klaren Grund: Es fahren zu viele Autos herum. 
Um diese Probleme zu lösen, gibt es entsprechend 
auch auch eine klare Lösung: weniger Autos.  
 
Je einfacher es ist mit dem Auto zu fahren, umso mehr 
Menschen werden es tun. Das ist der «induzierte Ver-
kehr». Auf dieses Prinzip vertrauen wir auch, wenn wir 
Verkehr «verlagern» wollen, z.B. durch den Ausbau 
von Buslinien und Velostreifen: Je einfacher es ist, den 
ÖV oder das Velo zu benutzen, desto eher werden wir 
es tun. 

Wer umgekehrt Strassen verbreitert oder neu 
baut, macht Platz für noch mehr Autos. Viele werden 
denken: «Es ist so praktisch mit dem Auto, warum 
sollte ich den Zug nehmen?» Oder: «Wenn ich schnel-
ler im Büro bin, kann ich auch weiter weg wohnen.» 
Damit wird neuer Mehrverkehr generiert. 

Die beiden Megastrassen-Projekte in Aarwangen 
und Burgdorf bringen die gleichen Probleme mit sich 

wie der geplante Autobahnausbau rund um Bern: Sie 
verschlingen viel Fläche und Steuergelder, die andern-
orts dringend nötig wären. Und eben: Sie produzieren 
Mehrverkehr. Deshalb müssen wir uns mit allen Kräf-
ten dagegen wehren. Wir sind auf eure Mithilfe beim 
Sammeln der Unterschriften für die Referenden ange-
wiesen! 
 
Markus Heinzer, GB-Vizepräsident und Präsident Ver-
ein Spurwechsel 

Strassen bauen und ver- 
breitern: ein absolutes No-Go!  

«Wir stimmen Ja! Es gibt keinen 
Grund, die Baukredite für die 
Gesamtsanierungen der Volks-
schulen Enge und Schwabgut 
abzulehnen: An beiden Orten 
ist der Sanierungsbedarf hoch, 
an beiden Orten entsteht neuer 
Schulraum, an beiden Orten 
wird ökologisch nachhaltig sa-
niert; mit Photovoltaikanlagen, 
Anschluss ans Fernwärmenetz, 
Gebäudedämmung und einem 
attraktiven, naturnahen Aus-
senraum.»

«Wir haben eine Klimakrise und 
eine Biodiversitätskrise. Und ihr 
wollt munter weiter Strassen 
bauen? Geits no? Der Verkehrs-
sektor trägt bisher am wenig-
sten zur Reduktion des 
CO2-Ausstosses bei. Studien zei-
gen: Wir können die Klimaziele 
nicht erreichen, wenn der Ver-
kehr weiter wächst. Deshalb ist 
für das GB klar: Nein zu allen 
Strassenprojekten, die zu Mehr-
verkehr führen.»
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Am 25. September 2x NEIN gegen den 
AHV-Abbau in die Urne einlegen 

Stadt 

● JA zum Baukredit: Gesamtsanierung  
Volksschule Schwabgut 
● JA zum Baukredit: Gesamtsanierung  
Volksschule Enge 
 
Kantonal 
● JA zum Stimmrechtsalter 16 
 
 
 

National 
● 2x NEIN zum Bundesgesetz über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (AHVG) und Bundes- 
beschluss über die Zusatzfinanzierung der AHV 
durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
● JA zur «Massentierhaltungsinitiative» 
● NEIN zum «Verrechnungssteuergesetz» 

                               

Abstimmungen vom 25. September



MITTEL

Das Stimmrechtsalter 16 motiviert zum Mitdenken
Was 16-jährige 
heute schon dürfen 
und müssen  
Heute dürfen 16-jährige Men-
schen im Kanton Bern darüber 
bestimmen, 
●  welcher Religion sie angehören 
● welchem Geschlecht sie ange-
hören wollen 
● wie sie ihren eigenen Verdienst 
und ihr Vermögen ausgeben 
● ob sie einer medizinischen  
Behandlung zustimmen 
● ob sie nach ihrem Tod Organe 
oder Zellen spenden wollen 
● mit wem sie eine sexuelle  
Beziehung eingehen 
● ob sie Bier oder Wein trinken 
wollen 
● ob sie mit einer Aprilia RS 125 
oder einem Roller die Strassen  
unsicher machen wollen 
● ob sie ohne Begleitung und  
Aufsicht fischen gehen wollen 
● ob sie eingebürgert werden  
wollen 
● bei Facebook, Instagram oder 
TikTok ein Konto eröffnen wollen. 
 
Als 16-jähriger Mensch im Kanton 
Bern kann jemand 
● vom Arbeitgeber verpflichtet 
werden, 9 Stunden am Tag und bis 
22 Uhr arbeiten zu müssen 
● mit bis zu vier Jahren Freiheits-
entzug bestraft werden 
● bis zu 9 Monate unter Haus- 
arrest gestellt werden, wenn sie 
als so genannte «Gefährder_ in-
nen» gelten 
● mit Ausreiseverboten für den 
Besuch von Fussballspielen  
belegt werden 
Aber abstimmen und wählen  
dürfen 16-jährige Menschen 
heute nicht… 
Ändern wir das mit einem  
beherzten JA am 25. September! 
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Am 25. September 2022 stimmen wir über die Sen-
kung des Stimmrechtsalters auf 16 Jahre im Kanton 
Bern ab. Die Vorlage geht auf einen politischen Vor-
stoss von Hasim Sancar (Grossrat Grüne/Grünes 
Bündnis) zurück. Das Grüne Bündnis unterstützt die-
sen Vorschlag vollumfänglich, denn Jugendliche ab 16 
Jahren sind klar in der Lage, über ihre Zukunft mitzu-
bestimmen. Im Interview sagt Lina Suter (17-jährig, 
Gymnasiastin, wohnhaft in Bern), warum sie ein JA 
einlegen würde. 
 
grün.: Lina, wenn solche Jugendlichen wie du – links, 
grün, politisch engagiert – in Zukunft abstimmen 
und wählen gehen, dann fürchten sich die Bürgerli-
chen zu Recht, oder? 
● Lina Suter:  Ich denke nicht, dass wir die Abstim-
mungs- und Wahlresultate komplett umkehren könn-
ten. Aber ja: Viele Jugendliche denken heute links und 
grün. In meinem Umfeld gibt es aber auch andere, 
und einige sind sogar eher apolitisch. Gegenfrage: 
Warum sollte es normal und OK sein, dass vor allem 
ältere Menschen über unsere Zukunft bestimmen? Ist 
das nicht absurd? Unsere Wahlbeteiligung würde 
mindestens den Altersdurchschnitt ein bisschen sen-
ken. Ich habe zu vielen Abstimmungen eine klare Mei-
nung und bin definitiv dafür, dass Menschen ab 16 
Jahren wählen und abstimmen dürfen. 
Aber es ist schon so, dass viele Jugendliche eher linker 
und grüner abstimmen würden als die Älteren, oder? 
Ich kann das nur in meiner Bubble beurteilen: Hier 
sind sehr viele Jugendliche links eingestellt. Aber es 
ist halt auch eine Tatsache, dass die Sorge um die Zu-
kunft und Klimagerechtigkeit eher von Linken und 
Grünen verkörpert werden. Das sind Themen, die un-
sere Zukunft stark betreffen. 
 
Über welche Themen möchtest du denn vor allem mit-
bestimmen? 
● Lina Suter: Ich bin sehr breit interessiert und würde 
gerne bei vielen Themen mitbestimmen. Am wichtig-
sten sind mir aber Themen, die unsere Zukunft betref-
fen. Alles, was Auswirkungen auf unser späteres 
Leben hat. Natürlich weiss ich auch nicht überall voll 
Bescheid, aber Interesse und Energie für die Ausein-
andersetzung habe ich. 
 
Deine Eltern stimmen und wählen auch links-grün. 
Bist du nicht einfach von ihnen beeinflusst, wie das 
die Gegner der Vorlage immer wieder behaupten? 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

●  Lina Suter: Auch wenn wir manchmal klare Mei- 
nungsdifferenzen haben, so kommt mir tatsächlich 
keine Abstimmung in den Sinn, wo wir nicht gleich ab-
gestimmt hätten. Aber sind nicht alle irgendwie von-
einander beeinflusst? Das hört doch mit 18 Jahren 
überhaupt nicht auf. Wir bilden uns eine Meinung wie 
die «Erwachsenen» auch. In unserer Familie hatten 
wir schon früh und oft politische Diskussionen, und 
wir sind uns gar nicht immer einig. Übrigens kenne ich 
einige Jugendliche, die deutlich besser informiert sind 
als ihre Eltern. Das Stimmrecht sollte eigentlich noch 
mehr gesenkt werden. Und ausserdem sollten auch 
Menschen ohne Schweizer Pass wählen und abstim-
men können. Damit kämen wir einer gerechten Welt 
schon viel näher. 
 

AKTIONS

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aber können denn so junge Menschen schon Verant-
wortung für ihr Handeln übernehmen? 
● Lina Suter: Bei uns im Klimastreik machen sehr 
viele sehr junge Menschen mit. Es ist sehr beeindruk-
kend zu sehen, wie viele schon Verantwortung über-
nehmen und mitarbeiten. Mit ihrem Engagement und 
ihrem Einsatz übernehmen sie mehr Verantwortung 
für unsere Zukunft als viele Erwachsene. Das Alter 
spielt hier überhaupt keine Rolle. Das ist doch indivi-
duell. Manchmal hört man auch, abstimmen sei erst 
legitim, wenn ein Mensch auch Steuern bezahle. Die-
ses Argument macht aber gar keinen Sinn. Wir sind 
zum Glück demokratisch genug, dass wir diese archai-
sche Regel – wer zahlt, befiehlt – bei der Mitbestim-
mung längstens fallen gelassen haben. 
 

Seit wann befasst du dich mit politischen Themen ? 
● Lina Suter: Ungefähr ab der 7. Klasse haben mich 
politische Themen zu interessieren begonnen. Es ent-
standen auch mehr politische Diskussionen unter 
Freund_innen. Das hing damals stark mit dem Klima-
streik zusammen. Mir wurden die Zusammenhänge 
zwischen den Problemen und der Krise immer klarer. 
Und wenn man mit einem Thema beginnt, dann rück -
en auch andere Themen in den Blick. 
 
Wenn 16-Jährige schon abstimmen und wählen könn-
ten, was würde sich für sie ändern? 
● Lina Suter: Die Auseinandersetzung mit der Politik 
würde für viele früher beginnen. Wenn ich abstimmen 
kann, muss ich mir auch eine eigene Meinung bilden. 
Und ausserdem: Niemand würde ja gezwungen, ab-
stimmen zu gehen. In allen Generationen gibt es viele 
Menschen, die nicht abstimmen und wählen. Für viele 
würde sich wohl gar nichts ändern. Für mich wäre das 
Stimmrecht einfach eine Möglichkeit neben anderen, 
mich politisch zu engagieren. 
 
Das Stimmrechtsalter 16 würde bei einem Ja nur für 
kantonale Vorlagen gelten... 
● Lina Suter: Das wäre natürlich erst ein kleiner An-
fang. Jugendliche sollten auch auf der nationalen 
Ebene mitbestimmen dürfen. Schliesslich werden 
viele Entscheidungen, die heute gefällt werden, uns 
sehr stark betreffen. Je mehr Kantone das Stimm-
rechtsalter senken, umso klarer wird es dann viel-
leicht, dass es auch national Zeit ist, Jugendliche 
besser einzubinden. 
 
Interview: Markus Heinzer,  Redaktion grün. 
 
 
 
 

Nur noch knapp vier Wochen bis zum Ende der 
Sammelfrist für das Doppel-
referendum gegen die Mega-
strassen- projekte! Jetzt 
brauchen wir jede Unterstüt-
zung! Hilfst du mit? Melde 
dich jetzt für eine gemein-

same Sammelaktion  oder schicke uns deine Un-
terschriften so bald als möglich zu.  
  



BERN

Ein Paradies für Velofahrer_innen und Fussgänger_ 
innen, verdichtet gebaut, durchsetzt von Parkanla-
gen, dank zahlreichen Begegnungszonen und weite-
ren Freiräumen einladend für alle Menschen, eine 
Stadt auf dem Weg zur 2000-Watt-Gesellschaft. Un-
gefähr dieses Bild zeichnete das Berner Stadtentwick-
lungskonzept STEK 2016. 
 
Sechs Jahre später: Die Realität deckt sich kaum mit 
dem Bild. Das ist aber nicht das einzige Problem des 
STEK. Heute müssen wir eine Stadt anders planen als 
2016. So ist z.B. noch keine Rede von der Hitze: Dass 
Bern kühler werden muss, ist jedoch gerade nach die-
sem Sommer keine Frage. 

Grund genug für das GB, wieder vertieft über Stadt-
planung nachzudenken. Den Anfang machten wir an 
der Retraite im Juni. Hier einige Ideen daraus, noch 
unausgegoren und ungeordnet: 
●  Wir denken den öffentlichen Raum neu, damit er 
mehrfach genutzt werden kann – auch als Ort, der 
hilft, das Stadtklima positiv zu beeinflussen. Dazu 
braucht es Wasser, Bäume und Bepflanzungen, wel-
che die Biodiversität fördern. 
●  Der öffentliche Raum wird nicht kommerziali-
siert, damit keine Menschen verdrängt werden. 
●  Privatgärten können wichtig sein in einer grünen 
Stadt. Wir regen eine naturnahe Gartengestaltung 
an, damit Gärten mehr als Rasenflächen sind. 
●  Autos müssen raus aus der Stadt. Keine Park-
plätze im öffentlichen Raum. 
●  Firmen zahlen eine Pendler_innen-Abgabe. 
●  Leer stehende Büroräume nutzen wir neu. 
●  Die Stadtentwicklung wird partizipativer. 
Eine Aufwertung des städtischen Raums birgt jedoch 
stets die Gefahr von Mietzinserhöhungen in den be-
troffenen Quartieren. Um dies wirksam zu verhin-
dern, braucht es neben etablierten Strategien wie 
dem gemeinnützigen Wohnungsbau und mehr Trans-
parenz bei den Mieten innovative sozialpolitische An-
sätze: Wie wäre es, einen obligatorischen Mieter_ 
innenverband zu gründen, Vermietungs-Quoten für 
Geringverdiener_innen einzuführen oder Klima-Sub-
ventionen an soziale Bedingungen zu koppeln? Inve-
stitionen in eine klimaangepasste Stadt müssen 
inklusiv, feministisch und sozial gerecht sein! 
 
Franziska Geiser, GB-Stadträtin, und Jana Freundt, Mit-
glied AG Ökologie 

Wohin entwickeln wir  
Bern? 
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Vorstösse I Erfolge    
Gletscherblick, nicht Bietschhorn 
● Jahr für Jahr ist das GB jeweils für seine Jahrespla-
nung ins Lötschental gefahren und laufend rankten 
sich neue Legenden um die Retraiten in Kippel: Tört-
chen, eingeschneit werden, Wochenhit, Tomatenfon-
due, um nur einige der Klassiker zu erwähnen. 
Doch dieses Jahr war vieles anders: Ende Juni machten 
sich rund 30 GBler_innen auf, um auf dem Hasliberg 
im Hotel Gletscherblick neuen Schwung in zwei politi-
sche Themen zu bringen. Zum einen setzten wir uns – 
wie der obenstehende Artikel zeigt – intensiv mit The-

men rund um die Stadtentwicklung auseinander. Eine 
neue Arbeitsgruppe wird diese konkretisieren. Zum 
andern verfügt die Stadt Bern zwar über tolle Kon-
zepte und Reglemente auf dem Weg hin zu Netto-
Null. Doch in der Realität geht es leider nicht schnell, 
effektiv und sozialverträglich genug. Es braucht mehr 
politischen Druck.  
Neben den politischen Diskussionen entdeckten wir 
auch einen neuen Retraiten-Ort, um den sicherlich 
auch bald erste Legenden entstehen werden. 
Andi Geu, Mitglied leitender Ausschuss 

SICHT

Eine gute Welt –  
für alle! 
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Nach der Sommerpause rutscht Mirjam Arn für die 
in den Grossrat gewählte Rahel Ruch in den Stadt-
rat nach. Das grün. hat die angehende Stadträtin 
getroffen und mit ihr über ihr Politikverständnis 
und ihre Schwerpunkte gesprochen. Die GB-Frak-
tion erhält Verstärkung durch eine vernetzt den-
kende Person, die die Welt – angefangen in der 
Stadt Bern – sozialer und nachhaltiger für alle ma-
chen will. 
 
grün.: Mirjam, du rutschst für das GB in den Stadtrat 
nach. Wie bist du zur Politik gekommen? 
● Mirjam Arn: Ich bin eine Person, die sich viele Ge-
danken über die Welt macht – und über die Verant-

wortung, die wir Menschen darin haben. Ich will aber 
nicht einfach die Faust im Sack machen, klagen oder 
resignieren. Ich will etwas verändern! Deshalb habe 
ich mich entschieden, politisch aktiver zu werden.  
 
Und warum hast du dich für das GB entschieden? 
● Ich habe die Webseiten und die Positionen von ver-
schiedenen Parteien angeschaut – dabei hat mich 
das GB mit Abstand am meisten überzeugt, weil es 
sowohl bei den linken wie auch bei den grünen The-
men klare Haltungen hat und diese beiden Schwer-
punkte, die mir beide wichtig sind, mit Konsequenz 
vertritt. 
 

Welches sind die Themen, bei denen du mit deinem 
politischen Engagement etwas verändern willst? 
● Mich beschäftigen die grossen Herausforderun-
gen, vor denen wir stehen: Umwelt, Migration, Digi-
talisierung – und wie wir die Lösungen für diese Pro- 
bleme finanzieren können!  
Gerade bei den Umweltthemen braucht es dafür die 
Politik: Natürlich können Einzelne mit ihren Ent-
scheidungen etwas bewegen – ich informiere mich 
selber sehr genau über die ökologischen Konsequen-
zen meines Verhaltens und mache z.B. keine Flugrei-
sen und ernähre mich vegan. Aber was nützt es, auf 
Plastikröhrli zu verzichten, wenn man nachher in die 
Ferien fliegt? Neben fehlendem Wissen sind es Emo-
tionen, die es uns Menschen schwer machen, auf 
etwas zu «verzichten»: und das Wort «Verzicht» ist 
viel zu negativ – es verhindert, dass wir das Richtige 
tun. Deshalb braucht es politische Leitplanken, die 
es ermöglichen, dass wir unsere Entscheidungen so 
treffen, dass sie für die Welt als Ganzes und für uns 
alle – nicht nur in der Schweiz – eine gute Zukunft 
möglich machen. 
 
Das sind grosse Themen und Zusammenhänge – wie 
willst du sie im Stadtrat voranbringen und im Blick 
behalten? 
● Dazu mache ich mir tatsächlich viele Gedanken. 
Die Arbeit im Stadtrat ist neu für mich, ich werde zu-
erst herausfinden müssen, was die Möglichkeiten 
sind, die wir auf kommunaler Ebene haben. Mir ist es 
aber wichtig, dabei diese grossen Themen nicht aus 
dem Blick zu verlieren – sondern die Vorstösse einzu-
reichen und die Lösungen voranzubringen, die dazu 
auf städtischer Ebene möglich sind. 
Wir haben in den Städten die grosse Chance, dass 
eine soziale und nachhaltige Politik effektiv mehr-
heitsfähig ist. Bei der Umsetzung geht es aber immer 
noch unglaublich langsam vorwärts. Mit meinen Kol-
leg_innen in der Fraktion möchte ich deshalb auch 
Druck machen, damit all die guten Papiere und Ideen 
umgesetzt werden! 
 
Vielen Dank für das Gespräch und einen guten Start 
im Stadtrat! 
 
Interview: Andi Geu, Redaktion grün. 

«Mich beschäftigen die grossen 
Herausforderungen, vor denen wir 
stehen: Umwelt, Migration,  
Digitalisierung.» 
  

«Bern baut» – verbindliche  
Planungsgrundsätze für ein  
optimiertes Stadtklima 
 
 
 
  



TREFF

Sei dabei!                                            Mach mit!  

grün. Nr. 48 | September 2022         8

A
ZB

, 30
0

0
 B

ern 1 
P

ost CH
 A

G
 

G
rünes B

ündnis 
P.F.  3001 B

ern 
Tel. 031 301 82 09 
info@

gbbern.ch

 

 
● Save the Date 
An den folgenden Daten kannst du das GB treffen: 
10. September: Soli-Lauf für Sans Papiers 
Renne mit uns für einen guten Zweck. Melde dich 
direkt bei solidaritätslauf.ch  
16. September: PARK(ing) Day 
Wem gehört eigentlich der öffentliche Raum? Uns 
allen! Nicht nur den Blechbüchsen. Gestalte mit 
uns Parkplätze neu! Ab 16 Uhr an der Länggasse 39.   
17. September: Grosses Widerstandsfest Wank-
dorf-Anschluss 
Der Verein Spurwechsel organisiert am nationalen 
Aktionstag gegen den Autobahnausbau auf der Ber-
ner Allmend ein grosses Fest für alle: 14.00 bis 
20.00 Uhr 
24. Oktober: Es ist zu heiss! Klimastreik 
Komm mit dem GB an den internationalen Klima-
streik in Bern um 18.00 Uhr auf dem Waisenhaus-
platz!  
26. Oktober: GB-Mitgliederversammlung (MV) 
Mehr Informationen zu der jeweiligen MV erhältst 
du über den GB-Mailverteiler und per Post. Du bist 
noch nicht Mitglied? Höchste Zeit, das zu ändern! 
Jetzt über www.gbbern.ch Mitglied werden. 
16. Dezember: GB-Weihnachts-Apéro 
Egal ob GB-Mitglied oder GB-Interessierte: Alle sind 
an unserem Weihnachts-Apéro willkommen! Melde 
dich jetzt beim Seki info@gbbern.ch an.  
 

● Informiert bleiben und aktiv werden: 
Folge uns auf Social Media 
Twitter: @GruenesBuendnis 
Facebook: @GruenesBuendnisBern 
Instagram: @gb.bern 
 

 
  

Werde aktiv und bringe deine Fragen und Ideen ein! 
Unsere Arbeitsgruppen und das Sekretariat  
freuen sich über deine Kontaktaufnahme. 
 
● AG Sozialpolitik 
Kontakt: info.sozialpolitik@gbbern.ch 
● AG Frauenpolitik 
Kontakt: info.frauenpolitik@gbbern.ch 
● AG Internationales und Migration 
Kontakt: info.internationales@gbbern.ch 
● AG Bildung 
Kontakt: info.bildung@gbbern.ch 
● AG Kommunikation 
Kontakt: info.kommunikation@gbbern.ch 
● AG macht 
Kontakt: info.macht@gbbern.ch 
● AG Ökologie 
Kontakt: info.oekologie@gbbern.ch 
● AG Wohnen 
Kontakt: info.wohnen@gbbern.ch 
● AG Finanzen 
Kontakt: info.finanzen@gbbern.ch 
● AG Polizei 
Kontakt: info.polizei@gbbern.ch 
 
Kontakt Sekretariat  
Geschäftsführerin: Jelena Filipovic 
Grünes Bündnis Stadt Bern 
Breitenrainstrasse 59, 3013 Bern, 
Postfach 2440, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09, 
info@gbbern, www.gbbern.ch 
www.facebook.com/GruenesBuendnisBern 
 
PC-Konto: 30-37923-6. Merci! 
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grün
Nach zwei coronabedingten Verschiebungen hat vor 
den Sommerferien das Bärner Stadtfescht stattge-
funden. Nach dem Motto «zfriede. zäme. feschte.» 
wurde also die Berner Innenstadt drei Tage lang mit 
teuren Essensständen, Musikbühnen und ganz viel 
Werbung überschwemmt. Getarnt als «Fest für alle» 
war es nicht mehr als eine kommerzielle Grossveran-
staltung mit halbherzigen Bemühungen angeblicher 
Diversität. So priesen die Veranstalter*innen stolz 
ihre «female stage» auf dem Waisenhausplatz an, 
auf der ausschliesslich Frauen auftraten. Erfolgrei-
che PR, denn praktisch alle Medien, die über das 
Stadtfest berichteten, lobten diese ausserordentli-
chen Bemühungen. Wobei in der Berichterstattung 
irgendwie vergessen ging, dass eine von ca. sieben 

Bühnen allein mit Frauen zu besetzen jetzt noch 
nicht wirklich eine ausgewogene Geschlechterquote 
verspricht. Und an einem «Fest für alle» scheint mir 
die Erwartung, dass nicht nur cis-Männer auf dem 
Line-up sind, nicht gerade aussergewöhnlich. Aber 
anscheinend fällt alle Kritik am Stadtfest in die Ka-
tegorie der linksalternativen Spassbremsen – es sei 
doch toll, wenn in dieser Stadt mal was laufe. Dass 
es sich dabei um eine massive Vereinnahmung und 
Verkommerzialisierung des öffentlichen Raums han-
delt, interessiert offenbar nicht. Die breite Akzep-
tanz zeigt sich auch darin, dass es keine einzige 
Lärmklage gab. Umso absurder, dass Jugendlichen, 
die sich abends im Quartier treffen wollen, diese Ak-
zeptanz oft verwehrt bleibt. 

SCHLUSS zfridä. zämä. bsetzä. 

Anna Jegher, Stadträtin JA! 


